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ZEITGESPRÄCH

Wiederbelebung der Konzertierten Aktion?
Bedarf es angesichts unserer wirtschaftlichen Probleme einer Neuauflage der Konzertierten Ai<tion, die die 
Gewerl<schaften 1977 nach der Mitbestimmungs-Verfassungsklage der Arbeitgeber verlassen haben? Otto 
Esser und Ernst Breit nehmen Stellung.

Otto Esser

Gespräche sind heute notwendiger denn je!

Die tarifpolitischen Auseinan
dersetzungen um die Arbeits

zeitverkürzung im vergangenen 
Jahr haben über die nachhaltige 
Beeinträchtigung der wirtschaftli
chen Entwicklung hinaus auch 
Schatten auf das Verhältnis der Ta
rifpartner zueinander geworfen. Die 
außergewöhnliche Härte des Kon
flikts hat selbst von seiten unserer 
europäischen Nachbarn die Frage 
aufkommen lassen, ob es mit dem 
„Deutschen l^odell“ der Regelung 
tariflicher Belange -  mehr Koopera
tion als Konfrontation -  nun ein En
de habe.

Die Gräben, die der Arbeitskampf 
gezogen hat, sind in der Tat tief; 
doch dürfen sie nicht zur Sprachlo
sigkeit zwischen den Parteien füh
ren. Im Gegenteil: Aufgrund der 
Verantwortung, die die Tarifpartner 
gemeinsam für die Bewahrung des 
sozialen Friedens tragen, müssen 
die Gesprächsfäden zwischen ih
nen bestehen bleiben, denn „in der 
Demokratie ist das Gespräch die ei
gentliche Grundlage der Klärung 
und der Vorbereitung, des Sich- 
Kennenlernens und des Den-ande- 
ren-begreifen-Könnens, selbst 
wenn daraus nicht eine einmütige 
Haltung beider Gesprächspartner 
resultiert“ , wie der ehemalige DGB-
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Vorsitzende Ludwig Rosenberg vor 
20 Jahren sehr zutreffend formuliert 
hat’ . In diesem Sinne haben die Ar
beitgeber in jüngster Zeit wiederholt 
ihre Gesprächsbereitschaft bekun
det. Gespräche zwischen den So
zialpartnern und mit der Bundesre
gierung sind angesichts drängen
der Probleme, wie der hohen Ar
beitslosigkeit, heute notwendiger 
denn je.

Häufig werden diese anzustre
benden Gespräche in der Öffent
lichkeit mit dem Begriff der „ Konzer
tierten Aktion“ in Verbindung ge
bracht. Diese erste institutionalisier
te Gesprächsrunde In der Bundes
republik zwischen Unternehmerver
bänden, Gewerkschaften und Re
gierung unter Beteiligung des Sach
verständigenrates und der Bundes
bank ist vor dem Hintergrund der er
sten Nachkriegsrezession 1967 ins 
Leben gerufen worden. Sie wurde 
von der damaligen Regierung im 
Stabilitäts- und Wachstumsgesetz 
mit der Absicht verankert, die kon
junkturpolitische Globalsteuerung 
von der einkommenspoiitischen 
Seite zu flankieren.

Durch wechselseitige Informatio
nen auf freiwilliger Basis sollten die

' L. R o s e n b e r g :  Haben Gespräche mit 
den Arbeitgebern einen Sinn?, in: Die Quelle 
10/1963, 8.433 f.

verschiedenen Interessen der ein
zelnen gesellschaftlichen Gruppen 
auf die vier Ziele des Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetzes -  stabiles 
Preisniveau, hoher Beschäfti
gungsstand, außenwirtschaftliches 
Gleichgewicht bei stetigem Wachs
tum -  hin koordiniert werden. Wenn 
auch die gesetzliche Basis im Stabi- 
litäts- und Wachstumsgesetz nur ei
ne Ad-hoc-Aktion im Notfall vorsah, 
entwickelte sich daraus ein regel
mäßiger Gesprächskreis, der unter 
der Bezeichnung „Tisch der gesell
schaftlichen Vernunft“ unterschied
liche Erwartungshaltungen und Be
urteilungen hervorrief.

Kritiker sahen in der Konzertier
ten Aktion ein „Interessenkartell“ , 
das sowohl dem marktwirtschaftli
chen Ordnungsrahmen widerspre
che als auch -  da ohne demokrati
sche Legitimation -  die Rechte des 
Parlaments umginge. Anderen hin
gegen gingen die Einflußmöglich
keiten dieser Runde nicht weit ge
nug -  sie forderten verbindliche Be
schlüsse, um die konjunkturpoliti
sche Effizienz der Globalsteuerung 
zu steigern.

Beide Meinungen gingen schon 
immer an dem Auftrag und den 
Möglichkeiten der Konzertierten Ak-
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ZEITGESPRÄCH

tion vorbei. Sowohl das Gesetz als 
auch die Äußerungen der Ge
sprächsteilnehmer sind in diesem 
Punkt unmißverständlich: Auf der 
Basis der Anerkennung der demo
kratischen und marktwirtschaftli
chen Prinzipien sollten und konnten 
diese Gespräche nur das Ziel ha
ben, durch wechselseitige Informa
tionen die Voraussetzungen für ei
ne freiwillige Verhaltenskoordina
tion zu schaffen. Deshalb wurden 
verbindliche Beschlüsse oder gar 
Lohnieitlinien von den Sozialpart
nern stets einmütig als Eingriff in 
den Markt und in die Tarifautonomie 
strikt abgelehnt.

Ebenso wie diese grundsätzliche 
Auseinandersetzung um die ord
nungspolitischen Grenzen der Kon
zertierten Aktion ging die Enwar- 
tungshaltung der Öffentlichkeit oft 
an den Möglichkeiten dieser Runde 
vorbei. Glaubten doch nicht wenige, 
daß die Konzertierte Aktion das Sta
bilitätsproblem lösen könne, indem 
sie die Tarifpartner aus ihrer Kon
frontation herausführen und den 
Verteilungskampf überwinden hel
fe. Dahinter stand die irrige Vorstel
lung, daß Gesprächen nur dann ein 
Sinn beizumessen sei, wenn sie zu 
einem vollständigen Konsens aller 
Beteiligten führen würden. Die zu 
Recht immer wieder kritisierte Kom
munique-Praxis, die stets nur die 
Gemeinsamkeiten hervorhob, ohne 
auf die zum Teil erheblichen Diffe
renzen zwischen den Gesprächs
teilnehmern hinzuweisen, hat die
sem Mißverständnis sicher Vor
schub geleistet.

Indessen, Interessengegensätze 
sind Ausdruck und Bestandteil einer 
freiheitlich-pluralistischen Gesell
schaftsordnung; ihr Austragen ist 
notwendig und legitim, sofern sich 
die Beteiligten an die Spielregeln 
des demokratischen Prozesses und 
die Rechtsordnung halten. Die Kon
zertierte Aktion konnte und sollte 
solche Interessengegensätze nicht

beseitigen. Die Initiatoren ließen 
sich vielmehr von der Vorstellung 
leiten, daß durch gemeinsame Ge
spräche den gesamtwirtschaftli
chen Aspekten in den wirtschafts- 
und verteilungspolitischen Ausein
andersetzungen größeres Gewicht 
eingeräumt und so die Konfliktfelder 
auf das sachlich Notwendige einge
grenzt werden könnten.

Gemessen an dieser Zielsetzung 
wird man nicht umhinkönnen fest
zustellen, daß den wirtschaftspoliti
schen Erfordernissen nicht hinrei
chend Rechnung getragen wurde. 
Auch in Zeiten dieser Gesprächs
runde gab es harte Verteilungs
kämpfe. Die massiven Lohnsteige
rungen, die die Gewerkschaften zu 
Beginn der 70er Jahre durchsetz
ten, haben die Kostensituation der 
Unternehmen nachhaltig ver
schlechtert. Die Befürchtungen eini
ger Gewerkschaften, durch die 
Konzertierte Aktion in ihrem Interes
senspielraum eingeengt zu werden, 
waren daher, nicht nur im nachhin
ein betrachtet, grundlos. Die in 
Gang gesetzte Sozialgesetzge
bung in Verbindung mit der Quasi- 
Vollbeschäftigungsgarantie der Re
gierung Brandt enweiterte eher das 
Aktionsfeld der Gewerkschaften, da 
eine derartige Politik die Gewerk
schaften praktisch ihrer Verantwor
tung für die beschäftigungspoliti
schen Folgen ihres Handelns ent
hob. Die negativen Auswirkungen

Die Autoren
unseres
Zeitgesprächs:

Otto Esser, 67, ist Präsident 
der Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberver
bände in Köln.

Ernst Breit, 60, ist Vorsitzen
der des Deutschen Gevi/erk- 
schaftsbundes in Düssel
dorf.

auf den Arbeitsmarkt und die Be
schäftigungssituation, die sich dar
aus ergaben, sind noch immer nicht 
überwunden.

Wenn auch die Konzertierte Ak
tion die verteilungspolitische Aus
einandersetzung nicht beseitigte, 
so hat sie doch zu einer Versachli
chung der Diskussionen und damit 
zu einer Klimaverbesserung zwi
schen den Sozialpartnern beigetra
gen. Durch die wechselseitige Infor
mation und den Zwang, in gesamt
wirtschaftlichen Kategorien zu den
ken, wurden zumindest die Aus
gangsbasis der unterschiedlichen 
Argumentationen verdeutlicht und 
die Ziele und Interessenlagen 
transparenter.

Dieser Aspekt, der auch bei ge
gensätzlichen Standpunkten um
fassenden Sachgesprächen einen 
„Wert an sich“ zukommen läßt, war 
nicht nur jenen Gewerkschaften ein 
Dorn im Auge, die durch die Konzer
tierte Aktion eine Schmälerung ih
res Handlungsspielraums befürch
teten. Noch größer war die Ableh
nung bei denjenigen, die eine 
grundsätzliche Veränderung unse
rer Wirtschafts- und Gesellschafts
ordnung anstrebten. Bereits zu Be
ginn der 70er Jahre wurde auf den 
Kongressen einiger DGB-Gewerk- 
schaften unverhohlen der Auszug 
ihrer Organisationen aus der Kon
zertierten Aktion gefordert. Die Kla
ge der Arbeitgeben/erbände gegen 
das Mitbestimmungsgesetz beim 
Bundesverfassungsgericht 1977 
war lediglich Anlaß, den bereits seit 
längerem geforderten Auszug zu 
rechtfertigen.

Dennoch rissen die Gesprächs
fäden zwischen den Sozialpartnern 
in den nachfolgenden Jahren nicht 
vollständig ab. Die wohl wichtigste 
Erfahrung aus der Konzertierten 
Aktion, daß Gespräche trotz aller In
teressengegensätze ein tragfähi
ges Fundament für sachbezogene 
Diskussionen sein können, blieb er
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halten. Trotz unterschiedlicher In
teressenlagen und trotz sich verhär
tender tarif politischer Fronten ist die 
Zusammenarbeit zwischen Arbeit
gebern und Arbeitnehmern, zum 
Beispiel in den Selbstverwaltungs
organen der Sozialversichungsträ- 
ger, nicht zum Erliegen gekommen. 
Auch die Konzertierte Aktion im Ge
sundheitswesen ist als Gesprächs
runde funktionsfähig geblieben.

Diese Kontakte müssen wieder 
auf alle im Interessengebiet beider 
Sozialpartner liegenden Felder aus
gedehnt werden, um die drängen
den Probleme der Gegenwart einer 
Lösung näherzubringen. Ange

sichts der Fülle von Aufgaben erge
ben sich die Gesprächsinhalte sol
cher Kontakte von selbst: Die Ver
minderung der Arbeitslosigkeit, die 
Sicherung der Sozialsysteme, die 
Versorgung junger Menschen mit 
Ausbildungsplätzen sowie die erst 
in Umrissen sich abzeichnenden 
Probleme im Zusammenhang mit 
den in zunehmendem Maße auf den 
Arbeitsmarkt drängenden Jung- 
Akademikern werden auf absehba
re Zeit Themen von sozialpoliti
scher Brisanz bleiben.

Angesichts der Dringlichkeit und 
Bedeutung dieser Probleme sollten 
Fragen der Form und des Rah

mens, der Besetzung und der Häu
figkeit von Gesprächen in den Hin
tergrund rücken. Auf die Form 
kommt es nicht an. Wichtig ist allein, 
daß solche Gespräche in Gang 
kommen, ohne daß sie durch zu ho
he Ansprüche oder Vorbedingun
gen belastet werden. Erste ermuti
gende Ansätze sind mit der vom 
DGB und der Bundesvereinigung 
gemeinsam abgegebenen Erklä
rung zur Arbeitszeit, Mehrarbeit und 
Beschäftigung gemacht. Diese Ge
sprächsfäden sollten auf der Ebene 
des Dialogs und de§ Trialogs zu er
weiterten Sachgesprächen ausge
baut werden.

Ernst^reit

Spitzengespräche sollten eine konkrete Perspektive bieten

Konzertierte Aktion -  dieser Be
griff ist für die Gewerkschaften 

mit zahlreichen negativen Erfahrun
gen verbunden. Hier Ist nicht der 
Platz für die Darstellung der Grün
de, die die Gewerkschaften zum 
Verlassen der Konzertierten Aktion 
bewogen haben und die bis heute 
eine Ablehnung dieser Einrichtung 
rechtfertigen. Angesichts der Größe 
und Komplexität der zu lösenden 
Probleme lohnt es sich aber, der 
Frage nachzugehen, ob bestimmte 
Formen einer Zusammenarbeit zwi
schen Politik, Arbeitgebern und Ge
werkschaften zu einer Lösung bei
tragen können.

Die Bilanz der derzeitigen wirt
schaftlichen Situation und ihrer so
zialen Folgen bietet ein erschrek- 
kend düsteres Bild:

□  Allen Aufschwungparolen zum 
Trotz erreichen die Arbeitslosen
zahlen neue Rekordmarken, ln der 
Bundesrepublik sind zu Beginn des 
Jahres rund 2,6 Mill. Arbeitslose re

gistriert -  der bisher höchste Stand 
seit ihrem Bestehen. Hinzu kom
men ca. 1,3 Mill. Arbeitssuchende, 
die In die sogenannte Stille Reserve 
gedrängt wurden. Bezieht man die 
Familienangehörigen mit ein, so 
sind weit mehr als 6 Mill. Menschen 
von der Arbeitslosigkeit unmittelbar 
betroffen.

□  Die Zahl der Dauerarbeitslosen 
wächst; Teile der Bevölkerung wer
den aus dem Beschäftigungssy
stem überhaupt ausgegrenzt. Die 
Sozialwissenschaft spricht im Zu
sammenhang mit der technologi
schen Entwicklung von der Gefahr, 
daß eine sogenannte Zwei-Drittel- 
Gesellschaft entsteht, in der die Be
schäftigungsrisiken der neuen 
Technologien auf bestimmte Arbeit
nehmergruppen dauerhaft abgela
den und diese in eine neue Armut 
hineingetrieben werden, während 
andere als „Rationalisierungsge
winner“ ihre Berufs- und Lebens
chancen sichern oder gar verbes
sern können.

□  Die Massenarbeitslosigkeit be
lastet schließlich die öffentlichen 
Haushalte und das System der so
zialen Sicherheit schwer. Als Folge 
der Arbeitslosigkeit türmen sich 
mittlenweile die Finanzierungspro
bleme im System der sozialen Si
cherheit auf. Die in der bisherigen 
Geschichte der Bundesrepublik bei
spiellose Sparpolitik der Bundesre
gierung hat zwar in den vergange
nen Jahren zu wiederholten, wenn 
auch arbeitsmarktpolitisch wir
kungslosen Gewinnexplosionen bei 
den Unternehmen geführt, zugleich 
aber auch zu einer um sich greifen
den Verarmung breiter Bevölke
rungskreise, ohne daß es zu einer 
dauerhaften Lösung der Finanzie
rungsprobleme gekommen is t -d ie  
anhaltende Krise der Rentenfinan
zen ist dafür ein alarmierendes Si
gnal.

□  Ich habe den Eindruck, daß die 
Brisanz, die mittelfristig hinter der 
Art der Anwendung neuer Techno
logien steckt, von vielen Verant-
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wörtlichen nicht genügend zur 
Kenntnis genommen wird. Ob ihr 
Einsatz Arbeitsplätze vernichtet 
oder Quelle für einen steigenden 
Lebensstandard für alle und für zu
sätzliche Betätigungsmöglichkeiten 
bei erweiterter Freizeit ist, ob er 
neue Zwänge und Belastungen am 
Arbeitsplatz schafft oder die Arbeit 
erleichtert und schöpferisches Han
deln unterstützt oder gar erst er
möglicht -  dies sind politische Alter
nativen, von denen die Zukunft un
serer Gesellschaft abhängt und 
über die nicht der Markt und die Un
ternehmer allein entscheiden dür
fen.

Das 1967 beschlossene Stabili
tätsgesetz, das damals die Konzer
tierte Aktion ins Leben rief, fordert 
von den Regierungen in Bund und 
Ländern eine Wirtschaftspolitik, die 
zugleich auf Preisstabilität, ein au
ßenwirtschaftliches Gleichgewicht, 
ein stetiges und angemessenes 
Wirtschaftswachstum und einen ho
hen Beschäftigungsstand ausge
richtet ist. Angesichts einer niedri
geren Inflationsrate, deutlicher 
Handelsbilanzüberschüsse und ei
nes soliden Wirtschaftswachstums 
besteht kein Zweifel daran, daß das 
Beschäftigungsziel heute am we
nigsten erreicht ist. Diese Einschät
zung wird von allen wirtschaftspoli
tisch Verantwortlichen zwar verbal 
geteilt; in der wirtschaftspolitischen 
Praxis läßt sich ein Primat der Be
schäftigungspolitik jedoch nicht er
kennen. Vielmehr drängt sich mir 
der Eindruck auf, daß zur Zeit die Si
cherung und Schaffung von Arbeits
plätzen kein direktes und selbstän
diges Ziel des Staates und der Ar
beitgeber ist. In ihren Vorstellungen 
treten die Arbeitsplätze praktisch 
nur als Abfallprodukt verbesserter 
wirtschaftlicher Rahmenbedingun
gen in Erscheinung.

Im Grunde genommen lassen 
sich die wirtschaftspolitischen Vor
stellungen der Bundesregierung
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und der Arbeitgeber auf einen ge
meinsamen Nenner bringen: Sie 
setzen auf eine Expansionsstrate
gie, die auf eine Erneuerung der 
wirtschaftlichen Wachstumsdyna
mik mittels Exportboom und Tech
nologieschub zielt. Ansatzpunkt 
dieser Strategie sind die Produk
tionskosten. Die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit soll zu La
sten der Arbeitnehmer und Sozial
leistungsempfänger gefördert, die 
Investitionen, insbesondere in den 
neuen Technologien, über eine Ge
winnsteigerung forciert werden. Ab
gesehen davon, daß diese Strate
gie keine Lösung, sondern allenfalls 
eine Verlagerung der Probleme mit 
sich bringt -  auf dem Weg der Ex
portoffensive wird ein Teil der natio
nalen Beschäftigungsprobleme ins 
Ausland verlagert, das mit Gegen
strategien bis hin zum Protektionis
mus reagieren wird; auf dem Weg 
der Wachstumsoffensive werden 
die ümweitprobleme verschärft in 
die Zukunft verschoben - ,  vernach
lässigt ihr angebotsorientierter An
satz die binnenwirtschaftlichen 
Nachfrageeffekte.

Die Arbeitsplatz-Bilanz der ver
gangenen zwei Jahre signalisiert 
denn auch das Scheitern der einsei
tig angebotsorientierten Wirt
schaftspolitik der konservativ-libe
ralen Bundesregierung in der Be
schäftigungsfrage: Trotz eines soli
den Wirtschaftswachstums gingen 
1983 und 1984 in unserem Land 
über 500 000 Arbeitsplätze verlo
ren. Die Ursache dafür ist unumstrit
ten: Das Wirtschaftswachstum war 
niedriger als der Anstieg der Pro
duktivität.

Dies ist kein Tatbestand, der nur 
für die Vergangenheit Gültigkeit be
sitzt; Kein ernsthafter Wirtschafts
experte hält es für möglich, für die 
nächsten Jahre ein so hohes W irt
schaftswachstum anregen zu kön
nen, daß zum einen der Rationali
sierungsschub der neuen Techno

logien aufgefangen, zum anderen 
die bestehende Massenarbeitslo
sigkeit beseitigt und zum dritten das 
Arbeitskräftepotential der weiteren 
geburtenstarken Jahrgänge ver
sorgt werden kann. Mit einer Politik, 
die sich allein auf die Verbesserung 
der wirtschaftlichen Rahmenbedin
gungen verläßt, kann das Vollbe
schäftigungsziel nicht erreicht wer
den.

Bei mir verfestigt sich allerdings 
immer stärker der Eindruck, daß 
sich in Teilen der Arbeitgeberschaft 
sowie innerhalb der Regierungs
koalition eine zunehmende Nach
denklichkeit ausbreitet. Vielleicht 
liegt sie bei letzteren darin begrün
det, daß wichtige Wahltermine nä
her rücken, vielleicht wird diese 
Nachdenklichkeit auch durch die 
Erfahrung gefördert, daß trotz Mas
senarbeitslosigkeit eines nicht ge
lungen ist; die Gewerkschaften von 
ihrem Weg abzubringen.

Tatsache ist, daß die Gewerk
schaften den langfristig-strukturel
len Charakter der Wirtschaftskrise 
schon früh diagnostiziert und mit ih
ren „Vorstellungen zur Wiederher
stellung der Vollbeschäftigung“ 
schon 1977 eine umfassende Re
formstrategie für das Gesamtpaket 
aus alten Krisenproblemen und 
neuen Herausforderungen vorge
legt haben. Ihre programmatischen 
Antworten und praktischen Bestre
bungen lassen sich in den Kernele
menten Verkürzung der Arbeitszeit, 
Förderung des qualitativen Wachs
tums und soziale Beherrschung des 
technologischen Wandels zusam
menfassen.

Gespräche mit Regierungen und 
Arbeitgebern sind für Gewerkschaf
ten etwas Normales. Es entspricht 
nicht nur einer langen Tradition, 
sondern ist auch -  und gerade in 
Anbetracht der Größe der Probleme 
-  sachlich geboten, zu prüfen, ob 
zwischen den Hauptbeteiligten am 
Wirtschaftsprozeß trotz unter
schiedlicher strategischer Ansätze
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gemeinsame Ziele und Wege zur 
Lösung der Probleme gefunden 
werden können.

Das originäre Feld der Gesprä
che und Verhandlungen zwischen 
Gewerkschaften und Arbeitgebern 
ist das der Tarifpolitik. Die beschäf
tigungspolitische Verantwortung 
der Tarif Parteien richtet heute das 
Augenmerk auf die Arbeitszeitfra
ge. Die Arbeitszeitverkürzung ist ei
ne Antwort auf die Beschäftigungs
krise. Ohne sie ist der Produktivi
tätsschub, der von der technologi
schen Entwicklung ausgeht, be
schäftigungspolitisch nicht zu be
wältigen.

In der Tarifrunde des vergange
nen Jahres, in der die Arbeitszeitfra
ge von den Gewerkschaften in den 
Mittelpunkt gerückt wurde, haben 
die Organisationen der Arbeitneh
mer eine flexible Haltung einge
nommen. Ihre Forderungen -  Wo
chenarbeitszeitverkürzung und 
Vorruhestand -  haben sie den spe
zifischen Bedingungen der jeweili
gen Branche gemäß entwickelt, wo
bei Beschäftigungwirkungen, aber 
auch Kostenaspekte ins Kalkül 
gerückt wurden. Die stattgefunde
nen Arbeitskämpfe wären im Grun
de genommen vermeidbar gewe
sen; denn sie waren Folge einer 
starren, absoluten Festlegung der 
Arbeitgeber in einer für die w irt
schaftliche und soziale Entwicklung 
der Bundesrepublik zentralen Fra
ge. Die abgelaufene Tarifrunde ist 
auch ein gutes Beispiel dafür, daß 
Bereitschaft zum Gespräch und zur 
Verhandlung allein nicht ausreicht. 
Eine ernstzunehmende Diskussion 
zwischen Gesprächspartnern setzt 
auch Kompromißbereitschaft vor
aus, die durch eine Tabuisierung 
von bestimmten Fragen nicht geför
dert wird.

Vor diesem Hintergrund bewerte 
ich den Appell, den der Präsident 
der Bundesvereinigung der Deut
schen Arbeitgeberverbände ge

WIRTSCHAFTSDIENST 1985/11

meinsam mit mir im Dezember an 
die Betriebe und Verwaltungen ge
richtet hat, die Mehrarbeit nach 
Möglichkeit mit dem Ziel einzu
schränken, Übernahmen von Aus
gebildeten und Neueinstellungen 
zu erleichtern, als ein gutes Signal. 
In der Tat sollten alle Möglichkeiten 
ausgeschöpft werden, Ausbil
dungsplätze zu schaffen, Mitarbei
ter neu einzustellen und Ausgebil
dete zu übernehmen. Dabei kann 
sicherlich auch die Vermeidung von 
Überstunden -  und dort, wo sie aus 
betrieblichen Gründen unabwend
bar sind, ihre Abgeltung durch be
zahlte Freizeit -  einen nicht zu un
terschätzenden Beitrag leisten. Der 
gemeinsame Appell bedeutet je
doch nicht, daß die Politik aus ihrer 
Verantwortung auch in der Frage 
der Festlegung eines Rahmens für 
die Arbeitszeit entlassen werden 
darf.

Was die Gesprächsebene zwi
schen Gewerkschaften und Bun
desregierung anbelangt, so haben 
Bundesregierung und DGB vor kur
zem erst die Bildung einiger Arbeits
gruppen vereinbart, die sich mit ein
zelnen Aspekten der Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit auseinander
setzen sollen; deren Arbeitsergeb
nisse sollen Grundlage für ein wei
teres Gespräch des DGB mit der 
Bundesregierung im kommenden 
Frühjahr sein. W ir werden abwarten 
müssen, ob gemeinsame Ergebnis
se gefunden und wie diese dann 
auch umgesetzt werden. Damit ist 
klar gesagt: Wir haben kein Interes
se an protokollarischen Pflichtübun
gen, die höchstens dem Image die
nen -  was ja speziell vor Wahltermi
nen keine ganz unwichtige Frage 
ist. Es geht uns vielmehr um ein Rin
gen um Lösungen in den drängen
den wirtschaftlichen und sozialen 
Fragen.

Die Gespräche des DGB mit Ar
beitgebern und Bundesregierung 
bewegen sich aber nicht nur auf bi

lateraler Ebene: auch für dreiseitige 
Gespräche gibt es positive Beispie
le in der jüngsten Vergangenheit. 
Ich verweise dabei insbesondere 
auf das Spitzengespräch, das über 
die Finanzierung des Gesundheits
wesens im September vorigen Jah
res stattgefunden hat. Angesichts 
der Finanzschwierigkeiten im Sy
stem der sozialen Sicherheit ist die 
Frage, mit welchen Maßnahmen die 
abzusehende Kosten- und Bei
tragsentwicklung im Gesundheits
wesen so beeinflußt werden kann, 
daß Beitragserhöhungen vermie
den bzw. auf ein Minimum be
schränkt werden können, für den 
DGB schon deshalb wichtig, damit 
nicht wieder -  wie in früheren Jah
ren -  diese Probleme durch Einfüh
rung von Selbstbeteiligungsrege
lungen auf dem Rücken der Versi
cherten ausgetragen werden, son
dern damit endlich einmal die not
wendigen Reformen, die vor allem 
die Vertragspartner der Kranken
kassen -  die Ärzte und Zahnärzte -  
einbeziehen, angepackt werden. 
Die im Gespräch erzielte Einigkeit 
darüber, daß zu allererst Maßnah
men gegenüber den Vertragspart
nern der Krankenkassen ange
bracht sind, um die aus dem Ruder 
laufenden Kosten in den Griff zu be
kommen, verdeutlicht die Chance, 
trotz unterschiedlicher Bewertun
gen der zukünftigen Generallinie in 
der Wirtschafts- und Sozialpolitik in 
konkreten Fragen Lösungen zu fin
den, die die Interessen aller berück
sichtigen.

Ohne einen gesellschaftlichen 
Konsens werden w ir die alten Kri
senprobleme und die neuen Her
ausforderungen nicht bewältigen 
können. Aus diesem Grunde wer
den sich die deutschen Gewerk
schaften Spitzengesprächen nicht 
verschließen, wenn sie die konkrete 
Perspektive bieten, gemeinsame 
Schritte bei der Bewältigung der 
dringenden wirtschaftlichen und so
zialen Probleme einzuleiten.
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